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Vorbemerkung 
 
Auf der Grundlage der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) und der Ge-
meindehaushaltsverordnung (GemHVO) in Verbindung mit der Landkreisordnung 
des Landes Rheinland-Pfalz war erstmals zum Abschlussstichtag 31.12.2015 die 
Aufstellung und Prüfung eines konsolidierten Gesamtabschlusses erfolgt. 
Der Gesamtabschluss des Landkreises Kaiserslautern zum Stichtag 31.12.2018 
wurde dem Rechnungsprüfungsamt am 27.07.2020 zur Prüfung vorgelegt.  
 
Landkreise und Gemeinden erbringen seit Jahren zunehmend Leistungen außerhalb 
der traditionellen Kernverwaltungen in verselbständigten Einrichtungen in öffentlich-
rechtlicher oder privater Rechtsform. Das Nebeneinander mehrerer organisatorisch 
selbständiger Einheiten mit jeweils eigenem Rechnungswesen bedarf der Steuerung 
und Kontrolle und bedingt einen Überblick über die wirtschaftliche Gesamtheit der 
Gebietskörperschaft. Um internen und externen Interessenten diesen notwendigen 
Überblick wieder besser zu vermitteln, wurde vom Gesetzgeber eine Rechnung vor-
gesehen, die alle wirtschaftlich zusammengehörenden Einheiten zusammenfasst 
und das Instrument des Gesamtabschlusses vorgeschrieben. 
Mit dem vom Gesetzgeber vorgesehenen und zum genannten Termin zu erstellen-
den konsolidierten Gesamtabschluss1 wird der Jahresabschluss der Städte und Ge-
meinden2 sowie der Landkreise mit den Abschlüssen ihrer Tochterunternehmen und 
assoziierten Unternehmen zusammengefasst, als wenn sie insgesamt ein einziges 
Unternehmen wären. Mit diesem Instrument der Doppik wird es möglich, den kom-
munalen Jahresabschluss mit den Abschlüssen der rechtlich selbständigen oder un-
selbständigen Betriebe, die von der Kommune kontrolliert werden, zu einem einzigen 
Gesamtabschluss zu verdichten. 
Die rechtlichen Vorschriften zum Gesamtabschluss lehnen sich, wenn auch mit Ver-
einfachungsregelungen, grundsätzlich an die handelsrechtlichen Vorschriften zum 
Konzernabschluss an. 
Der Gesamtabschluss steht neben den Einzelabschlüssen und stellt ein zusätzliches 
Informationsinstrument dar. Die Kommune als „Konzernmutter“ mit ihren Leitungsor-
ganen soll mit Hilfe des Gesamtabschlusses ein weiteres Instrument zur zielorientier-
ten Steuerung des „Gesamtkonzerns“ erhalten. Da die Tochterunternehmen ihre 
Aufgaben und Funktionen mit kommunalem Vermögen ausführen, ist der Gesamt-
abschluss ein wichtiges Informationsinstrument, das die kommunale Vermögens-, 
Ertrags- und Finanzlage sowie Chancen und Risiken des Konzerns „Kommune“ 
transparent abbilden soll. 
 
 

                                                
1 § 109 GemO 
2 § 108 GemO 
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Entsprechend § 57 LKO in Verbindung mit § 109 GemO hat der Landkreis nun in je-
dem Haushaltsjahr für den Abschlussstichtag 31. Dezember einen Gesamtabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung für Gemeinden 
aufzustellen.  
Der Gesamtabschluss ist aus einer den gesetzlichen Regelungen folgenden Zu-
sammenfassung der Einzelabschlüsse des Landkreises und der zu konsolidierenden 
Tochterorganisationen zu entwickeln. Dabei müssen Beziehungen zwischen dem 
Landkreis und den in den Gesamtabschluss einbezogenen voll zu konsolidierenden 
Tochterorganisationen eliminiert werden. Die Konsolidierung folgt den Vorgaben des 
Handelsgesetzbuches (HGB) im Wesentlichen nach folgenden Kriterien: 
 

• Im Abschluss einer einheitlichen Organisation können keine Beteiligungen 
der Gemeinde an sich selbst ausgewiesen sein. Deshalb sind in der Gesamt-
bilanz die Beteiligungen, die eine vollkonsolidierte Tochterorganisation an 
anderen vollkonsolidierten Tochterorganisationen hält, mit den entsprechen-
den Posten des Eigenkapitals aufzurechnen (Kapitalkonsolidierung, vgl.         
§ 301 HGB). 

• Im Abschluss einer wirtschaftlichen Einheit können keine Forderungen und 
Verbindlichkeiten gegenüber vollkonsolidierten Tochterorganisationen aus-
gewiesen werden, da eine wirtschaftliche Einheit keine Forderungen oder 
Verbindlichkeiten gegen sich selbst haben kann. Daher müssen in der Ge-
samtbilanz gegenseitige Forderungen und Verbindlichkeiten der vollkonsoli-
dierten Tochterorganisationen aufgerechnet werden (Schuldenkonsolidie-
rung, vgl. § 303 HGB). 

• Im Gesamtabschluss können Erfolge aus Lieferungen und Leistungen zwi-
schen wirtschaftlich unselbstständigen Organisationseinheiten grundsätzlich 
nicht als realisiert angesehen werden, da Leistungsbeziehungen zu fremden 
Dritten nicht vorliegen. Solche Erfolge sind deshalb zu eliminieren (Zwi-
schenergebniseliminierung, vgl. § 304 HGB). 

• Im Abschluss einer einheitlichen Organisation können keine Aufwendungen 
und Erträge ausgewiesen werden, die durch Geschäfte unselbstständiger 
Teile dieser Organisation untereinander entstanden sind. In der Gesamter-
gebnisrechnung sind daher die Innenumsatzerlöse und die anderen organi-
sationsinternen Erträge grundsätzlich mit den korrespondierenden Aufwen-
dungen aufzurechnen.3 

 
Der Gesamtabschluss des Landkreises Kaiserslautern musste, wie dies vom Ge-
setzgeber vorgesehen ist, zum Stichtag 31.12.2018 zeitnah und termingetreu inner-
halb von elf Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres vorbereitet werden. 

                                                
3 Homepage Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz , Fachartikel“ Konzeption des Gesamtabschlusses“, Harald Breitenbach, 
Mittelrheinische Treuhand. 
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Die Erstellung des Gesamtabschlusses erfordert das Zusammenwirken der unter-
schiedlichen betroffenen Bereiche. Bindende Handlungsanweisungen für die be-
troffenen Mitarbeiter über die rechtlichen Vorgaben in Gesetzen, Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften hinaus sind bisher nicht vorgegeben.  
 
Am 27.07.2020 wurde dem Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt der von der    
Finanzabteilung entwickelte Gesamtabschluss für den Landkreis Kaiserslautern zur 
Prüfung vorgelegt.  
 
Die Prüfung des Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamtes erfolgte unter Festle-
gung von Prüfungsschwerpunkten.  
Wegen der für den Landkreis überschaubaren Beteiligungsstruktur erscheint die ge-
wählte Lösung praktikabel und angemessen und die notwendige Bearbeitung und 
Fortschreibung des Gesamtabschlusses auf wirtschaftliche und flexible Art gewähr-
leistet. Die Mehrbelastung durch den verpflichtend vorgesehenen Gesamtabschluss 
wurde, soweit wie möglich, begrenzt. 
 
 

1. Rechtliche Grundlagen für den Gesamtabschluss 
 

Die rechtlichen Grundlagen für den Gesamtabschluss sind im Wesentlichen: 
- Landesgesetz zur Einführung der kommunalen Doppik (KomDoppikLG), 
- Landkreisordnung (LKO), 
- Gemeindeordnung (GemO), 
- Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO), 
- VV Gemeindehaushaltssystematik (VV-GemHSys), 
- Handelsgesetzbuch (HGB). 

  
Der Gesamtabschluss 2018 und die zugehörigen Anlagen wurden aufgrund von § 57 
LKO in Verbindung mit §§ 112 und 113 GemO örtlich geprüft. Die Prüfung erfolgte 
insbesondere dahingehend, ob  
 

• der Abschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage des Landkreises unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung für Gemeinden vermittelt, 

 
• die gesetzlichen Vorschriften sowie die ergänzenden Satzungen und sonsti-

gen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind, 
 

• der Rechenschaftsbericht/Gesamtrechenschaftsbericht mit dem Jahresab-
schluss beziehungsweise dem Gesamtabschluss und den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht, 
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• die sonstigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der Vermögens-, 
Ertrags- und Finanzlage wecken und  

 
• die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt 

sind. 
 
Über Art und Umfang der Prüfung sowie über das Ergebnis ist ein Prüfungsbericht 
zu erstellen. Das Ergebnis der Prüfung ist am Ende der Prüfung zusammenzufas-
sen. 
 
Der Bericht bildet eine der Grundlagen für die Prüfung durch den Rechnungsprü-
fungsausschuss (§ 113 Abs. 4 GemO). Vor Abgabe des Prüfungsberichtes an den 
Rechnungsprüfungsausschuss wird dem Landrat Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
dem Ergebnis der Prüfung gegeben. 

 
Die gesetzlichen Regelungen im vollen Wortlaut können im Internet wie folgt abgeru-
fen werden: 
  
Bundesrecht: http://www.gesetze-im-internet.de/index.html 
 
Landesrecht: http://www.landesrecht.rlp.de/iportal/page/bsrlpprod.psml. 
 
 

1.1. Ziel und Zweck des Gesamtabschlusses 
 
Aufgabe und Zweck des jährlich zu erstellenden Gesamtabschlusses ist es,         
Rechenschaft über die tatsächliche Aufgabenerledigung und die wirtschaftliche Ent-
wicklung des Landkreises unter Einbeziehung seiner verselbständigten Aufgabenbe-
reiche abzulegen. Informationen über das gesamte Vermögen und die Schulden des 
Landkreises einschließlich der verselbständigten Aufgabenbereiche sollen verdeut-
licht werden (Informationsfunktion). Der Gesamtabschluss entwickelt dabei eine über 
die einzelnen Jahresabschlüsse und über den Beteiligungsbericht hinausgehende 
eigene Funktion, der in sämtlichen Bestandteilen hinreichend Rechnung zu tragen 
ist.  
 

 
1.2. Aufstellungspflicht 

 
Der Landkreis hat für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Gesamtab-
schluss innerhalb von elf Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufzustellen und 
diesen vor Ende des auf den Abschlussstichtag folgenden Haushaltsjahres dem 

http://www.gesetze-im-internet.de/index.html
http://www.landesrecht.rlp.de/iportal/page/bsrlpprod.psml
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Kreistag zur Kenntnis vorzulegen (vgl. § 57 LKO in Verbindung mit § 109 Abs. 1 und 
Abs. 8 GemO).  
 
Der erste Gesamtabschluss war gemäß § 15 KomDoppikLG zum Stichtag 31. De-
zember 2015 aufzustellen. 
 
Die Aufstellung des Gesamtabschlusses zum Stichtag 31. Dezember 2018 erfolgte 
entgegen der gesetzlichen Vorgabe des § 109 Abs. 8 GemO leicht verspätet zum 
23.07.2020. 
 

 
1.3. Beteiligung von sachverständigen Dritten als Prüfer 

 
Sachverständige Dritte, denen sich das Rechnungsprüfungsamt nach § 57 LKO in 
Verbindung mit § 112 Abs. 5 GemO mit Zustimmung des Kreistages bedienen kann, 
wurden nicht in Anspruch genommen.  
 
 

1.4. Prüfungsunterlagen 
 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2018 mit den Anlagen 
- Gesamtanlagenübersicht, 
- Gesamtforderungsübersicht und 
- Gesamtverbindlichkeitenübersicht 
wurde dem Rechnungsprüfungsamt am 27.07.2020 per E-Mail und in Schriftform 
übersandt.  
 
Ergänzend wurden zu Prüfungszwecken die geprüften Jahresabschlüsse der Beteili-
gungen des Landkreises vorgehalten (mit Ausnahme des Schulzweckverbandes der  
Integrierten Gesamtschule Enkenbach-Alsenborn und des Altlastenzweckverbandes 
Tierische Nebenprodukte) und konnten teilweise beim Fachbereich 1.1 abgeholt 
werden. 
Die vollständige Vorlage der geprüften Jahresabschlüsse der Beteiligungen 
des Landkreises Kaiserslautern wird in künftigen Jahren unmittelbar mit dem 
zu prüfenden Gesamtabschluss abermals erbeten (hierauf wurde bereits in den 
Berichten über die Prüfung des Gesamtabschlusses 2016 und 2017 aufmerksam 
gemacht). Ebenso sind die Wirtschaftspläne und die jeweiligen satzungsrechtlichen 
Regelungen und gegebenenfalls wesentlichen Verträge zur Regelung der beteili-
gungsrelevanten Aufgabenwahrnehmung zu Prüfungszwecken so vorzuhalten, dass 
diese an einer Stelle oder in einer entsprechenden Datei im Rahmen der Prüfung 
verfügbar sind. Die Prüfberichte wirtschaftlicher Unternehmen werden regelmäßig 
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auch als Dateien vorgehalten. Diese sollten künftig von dort erbeten werden, um die 
Abläufe zu vereinfachen und eine elektronische Archivierung zu ermöglichen. 
 
Die Jahresabschlüsse der Beteiligungen wurden eingesehen und stichprobenartig 
mit unterschiedlichen Schwerpunkten einer Analyse unterzogen.  
 
Eine Prüferberechtigung (Leseberechtigung) für das Modul „Gesamtabschluss“ im 
Finanzprogramm KIS der Firma „OrgaSoft Kommunal GmbH (OSK)“, mit dessen Hil-
fe die Gesamtabschluss-Buchungen vom Fachbereich Finanzen erstellt werden, lag 
dem Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt zum Zeitpunkt der Prüfung des Ge-
samtabschlusses 2018 noch immer nicht vor, obwohl diese bereits im Februar 2019 
gefordert wurde.  

 
Insoweit wurde die Prüfung anhand der vorgelegten Unterlagen durchgeführt. Zu-
sätzlich wurde den Prüfern vom Fachbereich Finanzen Einblick in den Programm-
baustein „Gesamtabschluss“ gewährt. Fragen zu den Abschlussbuchungen wurden 
beantwortet. 
 
Der Fachbereich 1.1 sollte nunmehr bei der Firma OSK darauf hinwirken, dass den 
Mitarbeitern des RPA bis spätestens zur Prüfung des Gesamtabschlusses 2020 Prü-
ferberechtigungen für das Modul „Gesamtabschluss“ im Finanzprogramm „KIS“ er-
teilt werden können. Auch sollte geklärt werden, ob das Programmmodul eine         
Programmprüfung bei der VG Daaden durchlaufen hat. 
 
 

1.5. Sicherung des Bearbeitungsstandards in einer Dienstanweisung 
 
Der Gesamtabschluss sollte, wie der Jahresabschluss auch, in seinen Bestandteilen 
und Anlagen jedes Jahr gemäß den gesetzlichen Vorgaben bzw. gemäß den gesetz-
lichen Änderungen gleichbleibend zusammengestellt und dargestellt werden. Hier 
wird eine Kontinuität verlangt, da ständige Änderungen der Darstellung die verglei-
chende Betrachtung und die jährliche Rechnungsprüfung erschweren (Grundsatz 
der Stetigkeit). 
 
Standards für eine regelmäßig gleiche und gesetzeskonforme Umsetzung der Rege-
lungen über den Gesamtabschluss und die Festlegung der Arbeitsabläufe und des 
Zusammenwirkens der verschiedenen Bereiche sollten in einer Dienstanweisung un-
ter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten und der Erfahrungen aus der Er-
stellung der bisher angefertigten Gesamtabschlüsse noch geregelt werden.  
Die interne Regelung dient der Sicherung des Standards des Gesamtabschlusses 
und der Vergleichbarkeit der Ergebnisse und ist auch hinsichtlich möglicher Wechsel 
in der Sachbearbeitung zur Sicherung des Standards angezeigt.  
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1.6. Zusammenfassung des Verlaufes und des Ergebnisses der Prüfung  
 
Die Prüfung wurde nach pflichtgemäßem Ermessen durchgeführt und auf Stichpro-
ben beschränkt. 
Feststellungen von geringerer Bedeutung, bei denen erwartet werden kann, dass sie 
nach der Erörterung während der Prüfung künftig beachtet werden, sind im Prüfbe-
richt nicht enthalten. 
 
Gesamtergebnisrechnung, Gesamtfinanzrechnung und Gesamtbilanz sind in den 
Anlagen 1 bis 3 abgebildet. 
 
Der Gesamtabschluss weist im Vergleich der Bilanz des Landkreises Kaiserslautern 
zu der Gesamtbilanz folgende Werte aus:  

 

 

                           (Quelle: FB. 1.3 Gesamtabschluss Stand 23.07.2020) 
 

Der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag reduziert sich in der         
Gesamtbilanz tatsächlich um 11.242.447,09 € auf 164.983.065,71 €.  
 
 
 
 
 
 
 
 



Schlussbericht über die Prüfung des Gesamtabschlusses des Landkreises Kaiserslautern zum 31.12.2018 

 

 
Seite 10 

 

Der Konsolidierung lagen folgende Sachverhalte zugrunde: 

 
(Quelle: FB. 1.3 Gesamtabschluss Stand 23.07.2020) 
 
Der Unterschiedsbetrag „Neue Energie Landkreis Kaiserslautern GmbH“ bezif-
fert sich tatsächlich auf -7.605,03 €. Dadurch errechnet sich eine korrigierte 
Veränderung des nicht durch EK gedeckten Fehlbetrags in Höhe von 
11.242.447,09 €. 
 
Die erheblichen Unterschiede zum Vorjahr wurden im Gesamtrechenschaftsbericht 
wie folgt dargestellt und auf den dortigen Seiten 37 ff. erläutert. 
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(Quelle: FB. 1.3 Gesamtabschluss Stand 23.07.2020) 

 
Der Gesamtrechenschaftsbericht geht ausführlich auf die Perspektiven und Risiken 
des Landkreises (Auszug aus dem Rechenschafsbericht 2018) und für den Eigenbe-
trieb Abfallwirtschaft ein. Für die übrigen Beteiligungen finden sich keine eige-
nen Wertungen im Gesamtrechenschaftsbericht. Diese sollten in künftigen 
Jahren entsprechend erfolgen, zumal bislang auch in den Beteiligungsberich-
ten entsprechende Angaben fehlten (entsprechende Feststellungen wurden be-
reits in den Prüfungsberichten 2016 und 2017 getroffen). 
 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die notwendigen Angaben erfolgt sind 
und im Übrigen keine gravierenden Feststellungen zu treffen waren.  
 
Die Einzelfeststellungen und Bemerkungen, die im Anschluss noch folgen, bezogen 
sich im Wesentlichen auf das Fehlen oder den Informationsgehalt der zugrunde lie-
genden und bereits geprüften Jahresabschlüsse der Tochterorganisationen. Die in 
den Jahresabschlüssen der Beteiligungen bereits festgestellten zugrundeliegenden 
Zahlen stehen im Rahmen der Prüfung des Gesamtabschlusses nicht mehr zur Dis-
position und liegen auch im Rahmen der Prüfung des Gesamtabschlusses nicht in 
der Prüfungszuständigkeit des Rechnungsprüfungsamtes. Ein Abgleich der in den 
Gesamtabschluss übernommenen Zahlen ist stichprobenartig erfolgt. 
 
Umfang und Darstellung des Gesamtabschlusses halten wir, den bei uns einzube-
ziehenden „überschaubaren“ Beteiligungsverhältnissen entsprechend, in seiner 
„schlanken Form“ für grundsätzlich ausreichend.  
 
Im Zuge unserer unabhängigen Prüfung haben wir uns im Wesentlichen mit der 
Aussagekraft und der textlichen Ausgestaltung des Gesamtabschlusses auseinan-
dergesetzt. 
Die Prüfungsschwerpunkte wurden im Wesentlichen hinsichtlich der Beachtung der 
Vorschriften der §§ 58 und 59 GemHVO gewählt.  
Wie auch die KGSt empfiehlt, haben wir ergänzend eine „Analyse“ von Jahresab-
schlüssen der Tochterorganisationen im Rahmen unserer Prüfungsplanung als 
Plausibilitätsprüfung vorgenommen. 
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Da der Jahresabschluss der Abfallwirtschaft regelmäßig umfassend den Gremien 
vorgestellt wird, wurde dahingehend im Rahmen der Prüfung des Gesamtabschlus-
ses kein Prüfungsschwerpunkt mehr gesetzt. Zudem sind die entsprechenden Zah-
len im Rahmen der Vollkonsolidierung im Gesamtabschluss berücksichtigt und aus-
führlich erläutert. 

 
Auszug aus den §§ 58 und § 59 GemHVO: 
 
„§ 58 Gesamtanhang 
 
(1) Im Gesamtanhang sind zu den Posten der Gesamtbilanz und der Gesamtergebnisrech-
nung sowie zu den Posten der Gesamtfinanzrechnung die angewandten Bilanzierungs-, Be-
wertungs- und Konsolidierungsmethoden anzugeben und so zu erläutern, dass ein sachver-
ständiger Dritter die Wertansätze beurteilen kann. 
 
(2) Abweichungen von bisher angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Konsolidie-
rungsmethoden sind anzugeben und zu begründen. Deren Einfluss auf die Lage der Ge-
meinde ist gesondert darzustellen. 
 
(3) Die Anwendung von zulässigen Vereinfachungsregelungen und Schätzungen ist im Ein-
zelnen anzugeben. 
 
(4) Dem Gesamtanhang ist eine Übersicht über sämtliche unmittelbaren und mittelbaren ge-
meindlichen Beteiligungen von mindestens 5 v. H. an Tochterorganisationen, jeweils unter 
Angabe von Name, Sitz, Gegenstand, Beteiligungsverhältnis und Höhe des gemeindlichen 
Anteils, beizufügen. 
 
(5) Im Gesamtanhang sind ferner Angaben zu machen: 
 
1.    zur Abgrenzung des Konsolidierungskreises, 
2.    zur Nichteinbeziehung von Beteiligungsbesitz in den Gesamtabschluss; der Beteiligungs- 
     besitz ist zu benennen und die Nichteinbeziehung zu begründen,  
......... 
13. zu Tochterorganisationen, die entsprechend den §§ 311 und 312 des Handelsgesetz- 
   buchs in den Gesamtabschluss einzubeziehen sind (assoziierte Tochterorganisationen): 

a) der Name und der Sitz jeder assoziierten Tochterorganisation sowie die jeweiligen Anteile 
am Kapital und an den Stimmrechten, 

b) die Anzahl der assoziierten Tochterorganisationen, die wegen Unwesentlichkeit nicht in 
den Gesamtabschluss einbezogen werden, 

c) die von jeder assoziierten Tochterorganisation angewandten Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden, 
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d) die finanziellen Verpflichtungen, die aus Haftungen gegenüber assoziierten Tochterorga-
nisationen oder aufgrund einer Vereinbarung mit assoziierten Tochterorganisationen ge-
genüber Dritten bestehen, 

e) jeweils die Summe der Geschäfts- und Firmenwerte sowie der negativen Unterschiedsbe-
träge aller assoziierten Tochterorganisationen, 

f) die Summe der negativen, fortgeschriebenen Beteiligungswerte, 
g) für die wesentlichen assoziierten Tochterorganisationen jeweils eine zusammengefasste 

Gewinn- und Verlustrechnung; die Angaben nach den Buchstaben a und b können entfal-
len, wenn diese im Beteiligungsbericht gemacht werden.“ 

 
„§ 59 GemHVO: Gesamtrechenschaftsbericht  
 
(1)  Im Gesamtrechenschaftsbericht sind zumindest der Geschäftsverlauf und die Lage der 
Gemeinde einschließlich der in den Gesamtabschluss einbezogenen Tochterorganisationen 
so darzustellen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt 
wird.“ 

 
Im Gesamtrechenschaftsbericht 2018 wird zu Perspektiven und Risiken nur zum 
Landkreis und zum Eigenbetrieb Abfallwirtschaft ausführlich Stellung genommen. 
Ausführungen zu den anderen Beteiligungen fehlen. 
  
Hinsichtlich der ZAK sahen wir bereits in den Vorjahren noch Informationsbedarf.4 
Die angefragten Informationen liegen uns bisher auch für den Gesamtabschluss 
2018 nicht vor. 
Die hierzu im Folgenden getroffenen Anmerkungen und die gestellten Fragen halten  
wir im Wesentlichen hinsichtlich der Steuerungsverantwortung des Landkreises für 
die längerfristige Beurteilung für angezeigt. Das Ergebnis des vorliegenden Gesamt-
abschlusses ist darüber hinaus davon jedoch nicht betroffen; die notwendigen Zah-
len für den vorliegenden Gesamtabschluss gehen aus der geprüften und festgestell-
ten Gesamtbilanz hervor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                
4 Siehe Berichte über die Prüfung der Gesamtabschlüsse 2015, 2016 und 2017. 
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2. Einzelprüfungen zu assoziierten Tochterorganisationen  
 
Entsprechend § 58 Abs. 5 Ziffer 13d GemHVO sind zu den finanziellen Verpflichtun-
gen, die aus Haftungen gegenüber assoziierten Tochterorganisationen oder auf-
grund einer Vereinbarung mit assoziierten Tochterorganisationen gegenüber Dritten 
bestehen, Angaben zu machen.  
Ebenfalls grundsätzlich erwartet werden im Gesamtabschluss Angaben über den 
Stand der Erfüllung des öffentlichen Zwecks der Tochterorganisationen5. 

 
2.1. Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises Kaiserslautern                            

-Eigenbetriebsähnliche Einrichtung-  
 

Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen gelten gemäß § 1 der „Be-
triebssatzung für die Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises Kaiserslautern 
vom 07.11.1994“ die Vorschriften des 2. Abschnitts der Eigenbetriebs- und Anstalts-
verordnung sinngemäß, somit die §§ 10 bis 27 EigAnVO. Die Leitung der Einrichtung 
obliegt dem Landrat, Herrn Ralf Leßmeister. Die Verwaltungsarbeiten und die kauf-
männische Buchführung obliegen der Abteilung 5 – Bauen und Umwelt. Zuständig 
ist der Fachbereich 5.4 (Abfallwirtschaft und Wasserwirtschaft). Ein Werkausschuss 
wurde nicht gebildet. Anstelle eines Werkausschusses entscheiden die nach dem 
geltenden Kommunalverfassungsrecht zuständigen Gremien.  
 
Der Jahresabschluss mit Datum vom 30.06.2019 wurde fristgerecht (§ 27 Absatz 1 
Satz 1 EigAnVO) unter Beachtung der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung und 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung nach den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften für große Kapitalgesellschaften sowie den ergänzenden Bestim-
mungen der Satzung aufgestellt. Die Ertragslage zeigt, dass die Wirtschaftsgrund-
sätze gemäß § 85 Absatz 3 GemO i.V.m. § 8 Absatz 3 KAG erfüllt werden konnten, 
da die Eigenkapitalverzinsung gemäß § 8 Absatz 3 KAG erwirtschaftet wurde.  
 
Bei der Prüfung wurde insbesondere festgestellt, dass der Wirtschaftsplan nicht vor 
Beginn des Wirtschaftsjahres aufgestellt und beschlossen wurde (§ 15 Absatz 1     
EigAnVO). Ansonsten ergab die Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichts 
zum 31.12.2018 durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Burret GmbH keine 
Beanstandungen. 
 

                                                
5 KGSt B )2011: Arbeitshilfe für die Prüfung kommunaler Jahresabschlüsse , Lfd. Nr. 14.2.4. 
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Die Abfallentsorgungseinrichtung hat das Wirtschaftsjahr 2018 mit einem Jahresge-
winn  in Höhe von 111.176,90 € abgeschlossen (2017: Jahresgewinn in Höhe von 
72.313,76 €). Der Gewinnvortrag für das Wirtschaftsjahr 2018 beziffert sich auf 
241.201,55 €. Ferner finden Berücksichtigung der Unterschiedsbetrag aus der Erst-
konsolidierung in Höhe von -36.108,43 € (Jahresfehlbetrag Abfallwirtschaft 2014) 
sowie eine Berichtigung der Pauschalwertberichtigung in Höhe von 315,44 €. Zu-
sammengefasst verbessert dies die Bilanzposition des nicht durch Eigenkapital ge-
deckten Fehlbetrages des Landkreises Kaiserslautern in der Gesamtbilanz um 
316.585,46 € (Vollkonsolidierung). 
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2.2. ZAK - Zentrale Abfallwirtschaft Kaiserslautern gemeinsame kommunale An-
stalt der Stadt und des Landkreises Kaiserslautern 
 
Stadt und Landkreis Kaiserslautern haben mit dem Ziel, die ihnen aufgrund gesetzli-
cher Grundlagen obliegenden hoheitlichen Pflichtaufgaben als öffentlich-rechtliche 
Entsorgungsträger weitgehend gemeinsam wahrzunehmen, eine gemeinsame 
kommunale Anstalt des öffentlichen Rechts gegründet und weite Teile ihrer Aufga-
ben mit delegierender Wirkung auf diese Anstalt übertragen. Nach Genehmigung der 
genehmigungspflichtigen Teile durch die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion in 
Trier wurde mit Wirkung vom 01.01.2011 die gemeinsame kommunale Anstalt als 
Rechtsnachfolgerin des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Kaiserslautern errichtet 
und die Anstaltssatzung festgestellt. Die Anstalt trägt den Namen „ZAK - Zentrale 
Abfallwirtschaft Kaiserslautern gemeinsame kommunale Anstalt der Stadt und des 
Landkreises Kaiserslautern“. Das Stammkapital beziffert sich zum 31.12.2018 auch 
weiterhin auf 2.556.459,41 € (Sondervermögen der Stadt und des Landkreises Kai-
serslautern zu je 50 %).  
 
Die Anstalt gliedert sich in den 
 
* Hoheitsbereich, dem die Behandlung, das Recycling, die Verwertung, die Beseiti-
gung, teilweise die Erfassung und der Transport der Abfälle aus der Stadt und dem 
Landkreis Kaiserslautern, der Betrieb des Abfallwirtschaftszentrums Kaiserslautern-
Mehlingen, die operative Umsetzung kommunaler Kooperationen, die die Delegation 
hoheitlicher Aufgaben zum Gegenstand haben, und der Abschluss sowie die Nach-
sorge der Deponie Kapiteltal, sofern es die Themen Sickerwasser und Standortge-
meinkosten betrifft, obliegt  
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und den Betriebszweig 
 



Schlussbericht über die Prüfung des Gesamtabschlusses des Landkreises Kaiserslautern zum 31.12.2018 

 

 
Seite 19 

 

* BgA Entsorgung (Betrieb des Biomasseheizkraftwerks und der Holzaufbereitungs-
anlage, Annahme und Verwertung von Abfällen, die nicht in Vollzug der hoheitlichen 
Aufgabe angenommen werden, insbesondere den Bau und Betrieb eines Deponie-
abschnitts der Deponieklasse I inklusive Abschluss und Nachsorge der Deponie Ka-
piteltal, sofern es nicht das Sickerwasser und Standortgemeinkosten betrifft, die Er-
zeugung von elektrischem Strom und Fernwärme aus erneuerbaren Energieträgern, 
Ballierung und Zwischenlagerung von Restabfällen im Auftrag der GML (Gemein-
schafts-Müllheizkraftwerk Ludwigshafen) sowie die Abwicklung von Hilfs- und Ne-
bengeschäften)  
 

 
(Quelle: Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichts zum 31. Dezember 2018 

der Zentralen Abfallwirtschaft Kaiserslautern – gemeinsame kommunale Anstalt der Stadt und des 

Landkreises Kaiserslautern, Wirtschaftsjahr 2018, erstellt von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft      

Alltreu Revision & Treuhand GmbH, Ludwigshafen) 
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Der Bilanzgewinn zum 31.12.2018 bezifferte sich auf 1.779.930,16 € (Vorjahr: 
2.917.036,70 €). Weitere Gebührenausgleichs- und Gewinnrücklagen sowie         
Gewinnvorträge waren im Berichtsjahr anteilig in Höhe von 9.970.284,03 € zu be-
rücksichtigen. Da der Landkreis zu 50% an der ZAK beteiligt ist, reduziert sich 
dadurch der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag des Landkreises Kaisers-
lautern in der Gesamtbilanz um 10.860.249,11 € (1.779.930,16 € : 2 = 889.965,08 € 
+ 9.970.284,03 € = 10.860.249,11 €) (Equity-Methode). 

 
Die ZAK wird nach den Bestimmungen der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung 
(EigAnVO) verwaltet.  
 
Zum 31.12.2018 waren bei der ZAK 128 Mitarbeiter (zum 31.12.2017 waren es 119 
Mitarbeiter) -einschließlich Auszubildende, Altersteilzeitkräfte und Beschäftigte in     
Elternzeit- beschäftigt. Seit 01.07.2006 war Herr Dipl.-Ing. Jan B. Deubig Geschäfts-
führer, seit 01.01.2011 ist dieser alleiniger Vorstand. Durch den Beschluss des Ver-
waltungsrates in der Sitzung vom 18.09.2018 erfolgte eine erneute Wiederbestellung 
für den Zeitraum bis 31.12.2025. Neben dem Vorstand gibt es noch einen Beirat und 
einen Verwaltungsrat. Die Vergütungen (Aufwandsentschädigungen) des Verwal-
tungsrates betrugen im Berichtsjahr rund 13.000 € (ohne Sitzungsgeld und Fahrtkos-
tenentschädigung).  
 
In den Unterlagen zum Jahresabschluss 2018 finden sich erneut Hinweise auf Vor-
gänge von erheblicher Tragweite auf die finanziellen Verpflichtungen des Landkrei-
ses als Gewährsträger. 
 
Durch Beitrittsvertrag vom 13.09.2013 ist die ZAK mit Wirkung zum 01.01.2015 mit 
einer Stammeinlage von 51.200 €, dies entspricht einer Beteiligung von 5,882 %, 
und einem Agio von 519.907,27 € an der GML – Gemeinschafts-Müllheizkraftwerk 
Ludwigshafen GmbH, Bürgermeister-Grünzweig-Str. 87 in 67059 Ludwigshafen be-
teiligt. Im Dezember 2017 wurde eine Konsortialvereinbarung über Ausfallbürgschaf-
ten geschlossen, mit der die Erhöhung der Bürgschaftssumme auf 130 Mio. € ver-
einbart wurde. Für die ZAK bedeutet diese Änderung eine Erhöhung der maximalen 
Bürgschaftssumme von 2,4 Mio. € auf 7,7 Mio. €. Der Konsortialvereinbarung wurde 
in der Sitzung des Verwaltungsrates am 30.11.2017 zugestimmt. Zum 31.12.2018 
bestehen bei der GML mit Bürgschaften hinterlegte Darlehen in Höhe von 
5.931.750,56 €.  
 
Anmerkungen aus dem vergangenen Jahr müssen erneut aufgegriffen werden, weil 
zu den geäußerten Informationswünschen entsprechende ergänzende Unterlagen 
auch mit dem aktuellen Jahresabschluss nicht vorliegen. 
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Im Rahmen der Prüfung des Gesamtabschlusses auf der Grundlage des § 112   
GemO können das Rechnungsprüfungsamt und der Rechnungsprüfungsausschuss 
die für eine sorgfältige Prüfung notwendigen Aufklärungen und Nachweise verlan-
gen; dies auch von den Abschlussprüfern der Tochterorganisationen. 
Informationsrechte und -pflichten für den Landrat oder den Kreistag ergeben sich 
weiterhin aus § 6 der Anstaltssatzung. 

 
Im Rahmen der Prüfung der Gesamtabschlüsse waren die Spartenrechnungen, die 
innerhalb des BgA Entsorgung für die einzelnen Geschäftsbereiche existieren, erbe-
ten worden.  

 
Innerhalb des BgA Entsorgung bilden die Cost- und Profitcenter eine weitere Unter-
gliederung in „Sparten“ bzw. Tätigkeitsbereiche; diese sind zur Beurteilung der tat-
sächlichen Verhältnisse erforderlich.   
Wir bitten die entsprechenden Spartenrechnungen spätestens mit dem nächsten 
Gesamtabschluss auch für die zurückliegenden beiden Jahre zu besorgen und zu 
Prüfungszwecken vorzuhalten.  

 
Angesichts der hohen Verlustausgleiche zu Zeiten vor Umwandlung des Zweckver-
bandes in eine kommunale Anstalt ist es geboten, dass auch für die einzelnen Ge-
schäftsfelder der ZAK eine zeitnahe und aussagekräftige unabhängige Beurteilung 
der Ergebnisse im Rahmen der Gesamtabschlussprüfung ermöglicht wird. 
 
Der Jahresabschluss einer Anstalt hat verpflichtend eine „Spartenrechnung“ nach 
den Regelungen der EigAnVO zu enthalten. Aus einer solchen Spartenrechnung 
können in der Regel alle wesentlichen Informationen abgelesen werden, die zur Be-
urteilung der finanzwirksamen Vorgänge und Veränderungen der Beteiligung erfor-
derlich sind. Insoweit möchten wir unseren entsprechenden Hinweisen nochmals 
Nachdruck verleihen. 
 
Im Gesamtrechenschaftsbericht sind zur ZAK bislang keine Aussagen getroffen, so 
dass wir auch daraus keine entsprechenden Informationen ableiten können. In künf-
tigen Gesamtrechenschaftsberichten wird dies entsprechend erwartet.  

 
 
2.3. WFK – Wirtschaftsförderungsgesellschaft Stadt und Landkreis Kaiserslautern 

mbH 
 
Die „WFK-Wirtschaftsförderungsgesellschaft Stadt und Landkreis Kaiserslautern 
mbH“ hat ihren Sitz in Kaiserslautern und wurde mit Gesellschaftsvertrag vom 
20.10.1992, der durch Gesellschafterbeschluss vom 27.07.2007 neu gefasst worden 
war, gegründet. Die Gesellschaft ist unter der Nr. HRB 2762 in Abteilung B des beim 
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Amtsgericht Kaiserslautern geführten Handelsregisters eingetragen. Mit notariell be-
urkundetem Gesellschafterbeschluss vom 25.06.2014 wurde die Satzung der Ge-
sellschaft vollständig neu gefasst. Gegenstand des Unternehmens ist nach Sat-
zungsänderung „die Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Struktur in Stadt 
und Landkreis Kaiserslautern durch Beratung und Betreuung ansässiger Wirtschaft, 
Maßnahmen und Planungen zur Verbesserung des Wirtschaftsstandortes Stadt und 
Landkreis Kaiserslautern, Gewerbe- und Industrieansiedlung, Standortmarketing im 
In- und Ausland.“ Die Satzungsänderung wurde am 27.08.2014 in das Handelsregis-
ter eingetragen. Geschäftsführer der Gesellschaft im Berichtsjahr 2018 waren die 
Herren Dr. Philip Pongratz und Dr. Stefan Weiler. Sämtliche Geschäftsführer sind 
und waren einzelvertretungsberechtigt und von den Beschränkungen des § 181 BGB 
befreit. Prokuristen waren im Geschäftsjahr 2018 nicht bestellt. Nach § 13 Absatz 1 
der neu gefassten Satzung besteht der Aufsichtsrat aus 10 Mitgliedern. Der Vorsitz 
des Aufsichtsrates soll nach § 15 Absatz 1 der Satzung geschäftsjährlich zwischen 
dem Oberbürgermeister der Stadt Kaiserslautern und dem Landrat des Landkreises 
Kaiserslautern alternieren. Im Geschäftsjahr 2018 war Herr Landrat Ralf Leßmeister 
Aufsichtsratsvorsitzender. Gesellschafterversammlungen und Aufsichtsratssitzungen 
fanden am 26.06.2018 und 13.12.2018 statt. In der Gesellschafterversammlung vom 
26.06.2018 wurde der Jahresabschluss zum 31.12.2017 festgestellt und den Ge-
schäftsführern sowie den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2017 
Entlastung erteilt. Im Kalenderjahr 2018 fielen  für Aufsichtsratsvergütungen und Sit-
zungsgelder 636,90 € an (2017 waren es 729,50 €).  
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 26.000 €, wobei die Stadt Kaiserslautern 
und der Landkreis Kaiserslautern mit einer Stammeinlage von jeweils 13.000 € betei-
ligt sind. Die Stammeinlagen sind voll eingezahlt.  
 
Obwohl das Unternehmen in Form einer privatrechtlichen Kapitalgesellschaft betrie-
ben wird, verfolgt es gemäß § 3 des novellierten Gesellschaftsvertrages „ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke“ und ist nicht auf Gewinnerzielung aus-
gerichtet. Vielmehr sollen die Erträge die anfallenden Aufwendungen decken. Im 
Geschäftsjahr 2018 hat die Gesellschaft einen Jahresüberschuss in Höhe von 
36.596,24 € erwirtschaftet (2017: Jahresfehlbetrag in Höhe von -2.880,20 €).  
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Neben dem erwirtschafteten anteiligen Jahresüberschuss in Höhe von 18.298,12 € 
(WFK-Jahresergebnis 2018) stehen zum 31.12.2018 auch anteilige Gewinnrückla-
gen aus Vorjahren in Höhe von 3.672,57 € zu Buche. Dadurch vermindert sich der 
nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag des Landkreises Kaiserslautern in der 
Gesamtbilanz um 21.970,69 €, da die Beteiligung mit dem fortgeschriebenen anteili-
gen Eigenkapital in den Gesamtabschluss einzubeziehen ist (Equity-Methode).  
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Die Buchführung wird extern durch die Stadtwerke Kaiserslautern erstellt. Zum 
31.12.2018 hatte das Unternehmen zwei Geschäftsführer und sechs weitere Ange-
stellte beschäftigt (2017 waren es noch fünf Angestellte). 
 
Die Gesellschaft ist zum Bilanzstichtag an der „Venture-Capital Westpfalz Unter-
nehmensbeteiligungsgesellschaft mbh (VcW) mit 5.000 €, das entsprich einer Quote 
von 0,23%, beteiligt. Das Eigenkapital dieser Gesellschaft lag in 2018 bei 
1.976.241,68 €. Der Jahresfehlbetrag bezifferte sich auf 157.882,90 €. Die VcW stellt 
Unternehmen in der Region Westpfalz nach Maßgabe ihrer Richtlinien Risikokapital 
zur Erweiterung und Stärkung der Eigenkapitalbasis zur Verfügung. Ziel ist die Fi-
nanzierung innovativer sowie beschäftigungsintensiver Vorhaben kleinerer und mitt-
lerer Produktionsunternehmen sowie von Handwerks- und Dienstleistungsbetrieben 
der gewerblichen Wirtschaft.  
 
Die Firma „WFK mbH“ wäre als Kapitalgesellschaft grundsätzlich nach §§ 1 Absatz 1 
Nr. 1 und 7 ff. KStG bzw. §§ 2 Absatz 2 Satz 1 und 5 GewStG unbeschränkt körper-
schaft- und gewerbesteuerpflichtig. Aufgrund der in § 3 des Gesellschaftsvertrages 
festgelegten Gemeinnützigkeit im Sinne des § 52 AO besteht indes eine Befreiung 
von der Körperschaftsteuerpflicht nach § 5 Absatz 1 Nr. 9 Satz 1 KStG und der    
Gewerbesteuerpflicht nach § 3 Nr. 6 Satz 1 GewStG. Die Gesellschaft ist kein um-
satzsteuerlicher Unternehmer nach § 2 UStG, da kein steuerbarer Leistungsaus-
tausch stattfindet, und deshalb weder berechtigt, in eventuellen Rechnungen Um-
satzsteuer auszuweisen noch zum Vorsteuerabzug zugelassen.  
 

 
2.4. PGA GmbH – Pfaff Gemeinnützige Arbeitsförderungsgesellschaft mbH 
 

Die „PGA - Pfaff Gemeinnützige Arbeitsförderungsgesellschaft mbH“ wurde am 
09.11.1999 gegründet. Zweck der Gesellschaft sind die Beschäftigungs-, Beratungs- 
und Qualifizierungsmöglichkeiten in Kooperation mit der Agentur für Arbeit, den Ar-
beitgebern und den Arbeitnehmerorganisationen sowie den Bildungsträgern zu reali-
sieren für Personen, die von der Arbeitslosigkeit bedroht sind, insbesondere für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer der G.M. Pfaff Aktiengesellschaft und in deren 
Verbund stehenden Unternehmen. Das Stammkapital beträgt 25.000,01 €. Von der 
Stammeinlage haben der Landkreis Kaiserslautern und die Stadt Kaiserslautern je-
weils 50 % übernommen. Geschäftsführer sind seit Juli 2007 Herr Matthias Vogelge-
sang und Herr Dr. Philip Pongratz. Herr Landrat Ralf Leßmeister fungierte 2018 als 
Aufsichtsratsvorsitzender, Herr Oberbürgermeister Dr. Klaus Weichel als dessen 
Stellvertreter.  
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Die Gesellschaft hat das Geschäftsjahr 2018 mit einem Jahresüberschuss in Höhe 
von 50.851,61 € abgeschlossen (2017: Jahresüberschuss in Höhe von 29.652,57 €).  
Neben dem erwirtschafteten anteiligen Jahresüberschuss in Höhe von 25.425,81 € 
(PGA-Jahresergebnis 2018) steht zum 31.12.2018 auch ein anteiliger Gewinnvortrag 
in Höhe von 31.967,74 € zu Buche. Dadurch vermindert sich der nicht durch Eigen-
kapital gedeckte Fehlbetrag des Landkreises Kaiserslautern in der Gesamtbilanz um 
57.393,55 €, da die Beteiligung mit dem fortgeschriebenen anteiligen Eigenkapital in 
den Gesamtabschluss einzubeziehen ist (Equity-Methode).  
 
Die Umsatzerlöse betrugen im Berichtszeitraum 275.181,28 € (Vorjahr: 141.408,07  
€). Das Unternehmen tätigt seit dem Jahr 2011 Umsätze, die der Regelbesteuerung 
gemäß den §§ 16-18 des UStG unterliegen. Die Gesellschaft macht Gebrauch von 
der Kleinunternehmerregelung gem. § 19 des UStG. Seit 2014 werden zusätzlich 
und im überwiegenden Teil nur noch steuerfreie Umsätze gem. § 4 Nr. 21 UStG ge-
neriert, welche im Rahmen eines Bildungsträgers erfolgen. Der Gewerbebetrieb un-
terliegt der Gewerbesteuerpflicht gem. § 2 Absatz 1 GewStG. Für das Unternehmen 
besteht nach § 238 HGB Buchführungspflicht. 
 
Der Personalaufwand bezifferte sich im Kalenderjahr 2018 auf 177.081,72 € (Vor-
jahr: 83.349,64 €). Die höheren Personalkosten resultieren daraus, dass im           
Berichtszeitraum zwei Angestellte mehr als im Vorjahr beschäftigt wurden.  
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(Quelle: Jahresabschluss zum Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018, veröffentlicht im 

Bundesanzeiger) 

   

Da die Gesellschaft  schon lange nicht mehr ihre originären Aufgaben aus der Sat-
zung erfüllt und für den Landkreis auch keine Verpflichtung zur Übernahme entspre-
chender Aufgaben gegeben ist,  hatten wir empfohlen, die PGA GmbH aufzulösen. 
Auch wenn für 2018 ein erfreulicher Jahresüberschuss erzielt werden konnte, muss 
diese Empfehlung  grundsätzlich weiterhin gelten. 
 
 

2.5. Neue Energie Landkreis Kaiserslautern GmbH 
 

Die „Neue Energie Landkreis Kaiserslautern GmbH“ wurde durch Gesellschaftsver-
trag vom 27.02.2015 und Eintragung in das Handelsregister am 02.06.2015 (Amts-
gericht Kaiserslautern, HRB Nummer 31853) gegründet. Gegenstand der Gesell-
schaft ist die Planung, Finanzierung, der Bau und Betrieb von Anlagen zur hocheffi-
zienten dezentralen Energieerzeugung und -verteilung und sonstiger Versorgungs-
infrastrukturen vorrangig aus erneuerbaren Energien im Landkreis Kaiserslautern, 
die Wahrnehmung umfassender Energieberatungs- und Dienstleistungen sowie alle 
Leistungen rund um das Thema der Energieeffizienz. Gesellschafter sind der Land-
kreis Kaiserslautern mit einem Geschäftsanteil von 50.000 €, mithin 50 %, und die 
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Pfalzwerke Aktiengesellschaft in Ludwigshafen am Rhein mit einem Geschäftsanteil 
von 50.000 €, mithin 50 %. Geschäftsführer sind Frau Sabine Hörrmann (Pfalzwerke 
AG Ludwigshafen am Rhein) und Herr Achim Schmidt (Kreisverwaltung Kaiserslau-
tern). Organe der Gesellschaft sind die Geschäftsführung, der Aufsichtsrat und die 
Gesellschafterversammlung. 2018 fungierte Herr Landrat Ralf Leßmeister als Auf-
sichtsratsvorsitzender, den stellvertretenden Vorsitz hatte Herr Rainer Nauerz (Be-
reichsleiter Energiedienstleistungen der Pfalzwerke AG Ludwigshafen am Rhein) in-
ne. Im Berichtszeitraum fanden Gesellschafterversammlungen und Aufsichtsratssit-
zungen am 19.06.2018 und am 27.11.2018 statt. Die Gesellschaft beschäftigt kein 
eigenes Personal.  
 
Die Gesellschaft ist eine Kleinstkapitalgesellschaft im Sinne des § 267a Absatz 1 
HGB. Die Gesellschaftsanteile der Pfalzwerke (50%) werden mehrheitlich vom Be-
zirksverband Pfalz gehalten. Dementsprechend ist gem. § 89 Absatz 6 Nr. 1 GemO 
i.V.m. § 57 LKO und § 53 HGrG in § 20 Absatz 1 des Gesellschaftsvertrages vorge-
schrieben, dass der Jahresabschluss und Lagebericht in entsprechender Anwen-
dung der Vorschriften des Dritten Buches des HGB für große Kapitalgesellschaften 
aufgestellt und geprüft wird.  
 
Die Gesellschaft hat mit Wirkung zum 01.01.2016 acht Photovoltaikanlagen auf 
Dachflächen aus dem Bestand erworben. Die Anlagen weisen in Summe eine instal-
lierte Leistung von 218 kWp und wurden 2009 bzw. 2010 in Betrieb genommen. Die 
Restlaufzeit der EEG-Vergütung beträgt daher 11 bzw. 12 Jahre. Der Kaufpreis wur-
de vollständig über Fremdkapital finanziert. Im Juli 2016 wurde zwischen der „Pfalz-
werke AG“ und der „Neue Energie Landkreis Kaiserslautern GmbH“ ein Betriebsfüh-
rungsvertrag für die Photovoltaikanlagen geschlossen. Dieser begann mit den Re-
gelwartungen im Jahr 2017 und ist an die unterschiedlichen EEG-Laufzeiten der ein-
zelnen Photovoltaikanlagen gebunden. Im Jahr 2030 fallen fünf von acht Anlagen 
heraus, daher verringert sich in diesem Jahr die Vergütung. Des Weiteren besteht 
eine Verbindlichkeit für die Erstellung einer Online Landing Page mit dem Vertrags-
partner „Pfalzsolar“. 
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Im Geschäftsjahr 2018 resultierte die operative Geschäftstätigkeit im Wesentlichen 
aus dem Betrieb dieser Bestandsanlagen. Auf Grund von technischen Problemen 
liegen die erzielten Einspeiseerlöse der Anlagen zum Teil unter den geplanten Wer-
ten (so auch im Vorjahr). Insbesondere durch den Ausfall des Zentralwechselrichters 
an der Anlage „Im Tränkwald 21“ konnte die Anlage nicht ins öffentliche Netz ein-
speisen. Ende 2018 wurde der Wechselrichter wieder instand gesetzt. Den Umsatz-
erlösen stehen im Wesentlichen Abschreibungen und Zinsaufwendungen gegen-
über. Insgesamt beurteilt die Geschäftsführung den Geschäftsverlauf, wie im Vorjahr 
auch, als nicht zufriedenstellend.  
 
Im Geschäftsjahr 2018 wurde ein Jahresfehlbetrag in Höhe von -12.293,37 € erwirt-
schaftet (Vorjahr: Jahresfehlbetrag in Höhe von -12.605,35 €). Zu dem anteiligen 
Jahresfehlbetrag in Höhe von -6.146,69 € (Jahresergebnis Neue Energie Landkreis 
Kaiserslautern GmbH) addiert sich zum 31.12.2018 ein anteiliger Verlustvortrag aus 
Vorjahren in Höhe von -7.605,03 €, so dass sich der nicht durch Eigenkapital ge-
deckte Fehlbetrag des Landkreises Kaiserslautern in der Gesamtbilanz um                 
-13.751,72 € erhöht (Equity-Methode).  
 
Das Eigenkapital der Gesellschaft beträgt zum Bilanzstichtag 31.12.2018 72.496,58 
€ (Vorjahr: 84.789,95 €). Der Rückgang des Eigenkapitals in Höhe von -12.293,37 € 
entspricht dem erwirtschafteten Jahresfehlbetrag. Dem Eigenkapital steht ein Ver-
bindlichkeitsvolumen (einschließlich Rückstellungen) in Höhe von 515.335,68 € ge-
genüber. Die bilanzielle Eigenkapitalquote beträgt lediglich 12,3%6.  
 

                                                
6 Eigenkapitalquote zum 31.12.2018: 72.496,58 € : 587.832,26 € x 100 = 12,3% 
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(Quelle: Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichts zum 31. Dezember 2018 

der Neue Energie Landkreis Kaiserslautern GmbH, Wirtschaftsjahr 2018, erstellt von der Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers GmbH, Zweigniederlassung Mannheim) 

 
Die Gesellschaft ist in das Risikomanagement der Pfalzwerke Aktiengesellschaft 
eingebunden. Mit Hilfe einer auf die Bedürfnisse der Gesellschaft zugeschnittenen 
Software (Kassandra) werden die Risiken systematisiert und kategorisiert. Auf dieser 
Grundlage und festgelegten Grundsätzen betreibt die Gesellschaft das Risikoma-
nagement eigenständig. Auf Basis der definierten Risiken und der implementierten 
Überwachungsmechanismen können nach Einschätzung der Wirtschaftsprüfer be-
standsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden. Daraus ableitend stellen ins-
besondere eine unzureichende Sonneneinstrahlung, ein Mangel in der Modulqualität 
oder Störungen des Anlagenbetriebs aufgrund technischer Probleme identifizierte 
Risiken dar.  
 
Das Geschäftsziel der „Neue Energie Landkreis Kaiserslautern GmbH“ sieht in 2019 
im Wesentlichen die Konsolidierung des Betriebes der Bestandsanlagen vor. Zur 
Ausweitung des Geschäftsbetriebs prüft die Geschäftsführung die Aufnahme weite-
rer Tätigkeiten im Bereich der regenerativen bzw. hocheffizienten Wärmeversorgung 
sowie ggf. dem Kauf bzw. die Projektierung weiterer Bestandsanlagen im Photovol-
taikbereich. So wird derzeit ein Solarpachtmodell geplant, bei welchem Eigenheim-
besitzer ihr Dach für Photovoltaikanlagen zur Verfügung stellen, die Anlage pachten 
und somit zum Betreiber der Anlage werden. Im Hinblick auf eine mögliche Be-
standsgefährdung ist insbesondere die Liquidität der Gesellschaft von Bedeutung. 
Die zukünftige Liquiditätslage ist entscheidend von der Höhe der erwirtschafteten 
Einspeiseerlöse abhängig.  
 
Auf Basis der zum Jahresende 2018 in Betrieb befindlichen Anlagen sowie des ge-
planten Wachstums sollten die Umsatzerlöse in 2019 nach Einschätzung der Ge-
schäftsführung bei ca. TEUR 96 und der Gewinn bei rund TEUR 7 liegen. 
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3. Schulzweckverbände 
 

Der Landkreis Kaiserslautern ist Verbandsmitglied der Schulzweckverbände IGS 
Landstuhl, IGS Otterberg und IGS Enkenbach-Alsenborn. In Höhe des gezahlten In-
vestitionszuschusses wird in der Bilanz des Landkreises ein immaterielles Wirt-
schaftsgut ausgewiesen. Im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten wird dieses im-
materielle Wirtschaftsgut der Entwicklung des anteiligen Sonderpostens in der Bilanz 
der IGS zum gleichen Bilanzstichtag fortgeschrieben. Da die Schulzweckverbände 
somit auch im Gesamtabschluss bilanziell richtig ausgewiesen werden, erfolgt hier 
keine Konsolidierung. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass zum Zeitpunkt der           
Bilanzerstellung nicht alle aktuellen Jahresabschlüsse der Schulzweckverbände vor-
lagen und somit die bilanzierten Werte der Schulzweckverbände nicht in allen Fällen 
den aktuellen Werten entsprechen.  
 
Zum Zeitpunkt der Erstellung des Gesamtabschlusses zum 31.12.2018 lagen fol-
gende geprüfte Jahresabschlüsse der Schulzweckverbände vor: 
 
IGS Landstuhl:   31.12.2018 
IGS Otterberg:   31.12.2018 
IGS Enkenbach-Alsenborn: 31.12.2018. 
 

 
3.1. Schulzweckverband Integrierte Gesamtschule Landstuhl 

 
Ergebnis- und Finanzrechnung 2018: 
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Die Inanspruchnahme-Quote der Investitionsauszahlungsermächtigung beziffert sich 
auf 10,38%, die Inanspruchnahme-Quote der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
auf 11,22%. Dies deutet darauf hin, dass das Kassenwirksamkeitsprinzip (§ 7 Absatz 
1 Nr. 8 KomZG i.V.m. §96 Absatz 3 Nr. 2 GemO, 9 Absatz 4 GemHVO) bei der Ver-
anschlagung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen nur unzu-
reichend beachtet wurde. Es wird diesbezüglich auf das bei der Haushaltsplanauf-
stellung zu beachtende Kassenwirksamkeitsprinzip hingewiesen, nach dem - unbe-
schadet der sonstigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen - nur solche Investitions-
auszahlungen veranschlagt werden dürfen, von denen im Zeitpunkt der Planaufstel-
lung bzw. Beschlussfassung hinreichend zu erwarten ist, dass sie bis zum Ende des 
Haushaltsjahres (kassenwirksam) zu leisten sind. Mittelveranschlagungen über den 
voraussichtlichen Jahresbedarf hinaus, welche Mittelübertragungen in das Haus-
haltsfolgejahr und damit die Bildung sogenannter „Schattenhaushalte“ sowie im 
Haushaltsjahr die Ausweisung eines der Höhe nach nicht erforderlichen Investitions-
kreditbedarfs zur Folge haben, sind unzulässig. Ebenso wird auf die Veranschla-
gungsvoraussetzungen für Investitionen und Verpflichtungsermächtigungen gemäß 
§ 10 Absatz 2 GemHVO hingewiesen. Danach dürfen Auszahlungen für Investitio-
nen erst veranschlagt werden, wenn Pläne, Kostenberechnungen, ein Investitions-
zeitenplan und Erläuterungen vorliegen, aus denen insbesondere die gesamten In-
vestitionskosten ersichtlich sind. 
 
Im Rechenschaftsbericht zum Jahresabschluss 2018 des Zweckverbandes Integrier-
te Gesamtschule Landstuhl wird folgendes ausgeführt: 
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 Haushaltsausgleich: 
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(Quelle: Doppischer Jahresabschluss Haushaltsjahr 2018 Schulzweckverband Integrierte Gesamt-

schule Landstuhl) 

 
Übersicht über die erhobenen Umlagen 2018: 
 
 Landkreis Kaiserslautern (75%) Verbandsgemeinde        

Landstuhl (25%) 

 Plan  Ergebnis Plan Ergebnis 

Allgemeine Umlage 1.187.900,00 € 880.962,24 € 395.960,00 € 293.654,08 € 

Umlage für Investitionen 1.756.120,00 € 211.768,35 € 585.380,00 € 589,47 € 

Gesamtergebnis: 2.944.020,00 € 1.092.730,59 € 981.340,00 € 294.243,55 € 
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3.2. Schulzweckverband Integrierte Gesamtschule Otterberg 
 
Ergebnisrechnung 2018: 
 

 
Im Rechenschaftsbericht zum Jahresabschluss 2018 des Schulzweckverbandes In-
tegrierte Gesamtschule Otterberg wird folgendes ausgeführt: 
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Prognose- und Risikobericht: 

 

 
Übersicht über die erhobenen Umlagen 2018: 
 
 Landkreis Kaiserslautern 

(75%) 
Verbandsgemeinde Otterbach-

Otterberg (25%) 

 Plan  Ergebnis Plan Ergebnis 

Allgemeine Umlage 710.100 ,00 € 552.542,97 € 236.700,00 € 184.180,99 € 

Umlage für Investitionen 3.750,00 € 0,00 € 1.250,00 € 0,00 € 

Gesamtergebnis: 713.850,00 € 552.542,97 € 237.950,00 € 184.180,99 € 
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3.3. Schulzweckverband Integrierte Gesamtschule Enkenbach-Alsenborn 
 

Gemäß § 7 Absatz 1 Nr. 8 KomZG i.V.m. § 108 GemO hat der Schulzweckverband 
für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, in 
dem das Ergebnis der Haushaltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist. 
Der Jahresabschluss ist gem. § 108 Absatz 4 GemO innerhalb von sechs Monaten 
nach Ablauf des Haushaltsjahres aufzustellen. Die Verbandsversammlung             
beschließt über die Feststellung des geprüften Jahresabschlusses bis spätestens 
31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres (§ 114 Absatz 1 Satz 1 
GemO). Sie  entscheidet in einem gesonderten Beschluss über die Entlastung des 
Verbandsvorstehers und der stellvertretenden Verbandsvorsteherin, soweit diese ei-
ne Vertretung wahrgenommen hat.  
 
Vorliegend hat die Verbandsversammlung des Schulzweckverbandes IGS Enken-
bach-Alsenborn in ihrer öffentlichen Sitzung am 05.11.2021, nach Empfehlung durch 
den Rechnungsprüfungsausschuss, den Jahresabschluss 2018 festgestellt und dem 
Verbandsvorsteher und der stellvertretenden Verbandsvorsteherin sowie dem Bür-
germeister und der Beigeordneten der Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn 
Entlastung erteilt.  
 

 Die erheblich verspätete Aufstellung und Beschlussfassung über die Feststellung 
des geprüften Jahresabschlusses 2018 sind zu beanstanden.  

 
Der Jahresabschluss ist ein zentraler Bestandteil der Haushaltswirtschaft und wich-
tigste Grundlage der demokratischen Kontrolle durch die Verbandsversammlung und 
für die Entlastung des Verbandsvorstehers. Ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Zweck-
verbandes unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung kann 
nur über den Jahresabschluss vermittelt werden. Erfolgt die Aufstellung nicht fristge-
recht, können unter Umständen die mit den Jahresabschlüssen gewonnenen Infor-
mationen, die die Grundlage für zukünftige Entscheidungen sein sollen, nicht in die 
Haushaltsplanung und den Erlass der Haushaltssatzung mit einfließen. Der Jahres-
abschluss ist auch aus diesem Grund zeitnah der Verbandsversammlung zur Prü-
fung vorzulegen. 
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Ergebnisrechnung 2018: 
 

 

 
(Quelle: Gliederungspunkt C.2. des Rechenschaftsberichts gemäß § 49 GemHVO zum Jahresabschluss 2018 des 

Schulzweckverbandes IGS Enkenbach-Alsenborn) 
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Die Plan- / Ist-Abweichungen bei den Erträgen resultieren hauptsächlich aus: 
 

 
 

 
 

 
(Quelle: Gliederungspunkt C.2.1. des Rechenschaftsberichts gemäß § 49 GemHVO zum Jahresabschluss 2018 des 

Schulzweckverbandes IGS Enkenbach-Alsenborn) 

 
Die Plan- / Ist-Abweichungen bei den Aufwendungen resultieren hauptsächlich aus: 
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(Quelle: Gliederungspunkt C.2.2. des Rechenschaftsberichts gemäß § 49 GemHVO zum Jahresabschluss 2018 des 

Schulzweckverbandes IGS Enkenbach-Alsenborn) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Schlussbericht über die Prüfung des Gesamtabschlusses des Landkreises Kaiserslautern zum 31.12.2018 

 

 
Seite 43 

 

Finanzrechnung 2018: 
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(Quelle: Gliederungspunkt C.3. des Rechenschaftsberichts gemäß § 49 GemHVO zum Jahresabschluss 2018 des 

Schulzweckverbandes IGS Enkenbach-Alsenborn) 
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Umlagenberechnung: 
 

 
 

 
(Quelle: Gliederungspunkt C.5. des Rechenschaftsberichts gemäß § 49 GemHVO zum Jahresabschluss 2018 des 

Schulzweckverbandes IGS Enkenbach-Alsenborn) 
 

Abweichend zu den Planzahlen bestand im Haushaltsjahr 2018 ein allgemeiner 
Umlagebedarf in Höhe von 961.095,18 € (hiervon Anteil Landkreis Kaiserslautern 
720.821,38 €), welcher 22.595,18 € über dem Planansatz von 938.500,00 € lag. Der 
erhöhte Umlagebedarf war hauptsächlich durch die Mehraufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen begründet und hier insbesondere für Aufwendungen für Es-
senskosten (+24.126,85 €), welche wie in den Vorjahren zu gering eingeplant wur-
den.  
 
Gemäß der „Offene Posten Liste aktuell (Doppik)“ mit Stand vom 29.03.2021 bezif-
ferte sich für den Landkreis Kaiserslautern für das Haushaltsjahr 2018 noch eine 
Nachzahlung in Höhe von 141.821,38 €. 

 
Der investive Umlagebedarf wurde auf 322.800,00 € festgesetzt. Die Summe der 
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit bezifferte sich zum 31.12.2018 laut Rech-
nungsergebnis auf 98.093,26 €. Die Abweichung zum Haushaltsansatz betrug somit 
-224.706,74 €. Die Plan-/ Ist-Abweichungen ergaben sich insbesondere durch die im 
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Jahr 2018 nur gering entstandenen Herstellungskosten für die Erneuerung des 
Turnhallenbodens (Plan 237.000,00 € / Ist 214,20 €).  
 
Die Inanspruchnahme-Quote der Investitionsauszahlungsermächtigung bezifferte 
sich auf 30,39%. Dies deutet darauf hin, dass das Kassenwirksamkeitsprinzip (§ 7 
Absatz 1 Nr. 8 KomZG i.V.m. § 96 Absatz 3 Nr. 2 GemO, 9 Absatz 4 GemHVO) bei 
der Veranschlagung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen nur 
unzureichend beachtet wurde. Es wird diesbezüglich auf das bei der Haushalts-
planaufstellung zu beachtende Kassenwirksamkeitsprinzip hingewiesen, nach dem - 
unbeschadet der sonstigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen - nur solche Investi-
tionsauszahlungen veranschlagt werden dürfen, von denen im Zeitpunkt der 
Planaufstellung bzw. Beschlussfassung hinreichend zu erwarten ist, dass sie bis 
zum Ende des Haushaltsjahres (kassenwirksam) zu leisten sind. Mittelveranschla-
gungen über den voraussichtlichen Jahresbedarf hinaus, welche Mittelübertragun-
gen in das Haushaltsfolgejahr und damit die Bildung sogenannter „Schattenhaushal-
te“ sowie im Haushaltsjahr die Ausweisung eines der Höhe nach nicht erforderlichen 
Investitionskreditbedarfs zur Folge haben, sind unzulässig. Ebenso wird auf die Ver-
anschlagungsvoraussetzungen für Investitionen und Verpflichtungsermächtigungen 
gemäß § 10 Absatz 2 GemHVO hingewiesen. Danach dürfen Auszahlungen für In-
vestitionen erst veranschlagt werden, wenn Pläne, Kostenberechnungen, ein Investi-
tionszeitenplan und Erläuterungen vorliegen, aus denen insbesondere die gesamten 
Investitionskosten ersichtlich sind. 
 
Gemäß der „Offene Posten Liste aktuell (Doppik)“ mit Stand vom 29.03.2021 bezif-
ferte sich für den Landkreis Kaiserslautern für das Haushaltsjahr 2018 im investiven 
Bereich eine Rückerstattungs-Forderung in Höhe von 54.868,39 €. 
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Der Schulzweckverband IGS Enkenbach-Alsenborn plant im Haushaltsjahr 2019      
u. a. folgende Unterhaltungs- und Investitionsmaßnahmen: 
 

 
(Quelle: Gliederungspunkt E des Rechenschaftsberichts gemäß § 49 GemHVO zum Jahresabschluss 

2018 des Schulzweckverbandes IGS Enkenbach-Alsenborn) 

 
 

4. Beteiligungen ohne maßgeblichen Einfluss 
 
4.1. Zweckverband Tierische Nebenprodukte Südwest und Altlastenzweckverband 

Tierische Nebenprodukte 
 
4.1.1. Zweckverband Tierische Nebenprodukte Südwest 

 
Der Zweckverband Tierkörperbeseitigung in Rheinland-Pfalz, im Saarland, im 
Rheingau-Taunus-Kreis und im Landkreis Limburg-Weilburg befand sich seit dem 
Inkrafttreten des Landesgesetzes zur Ausführung des Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetzes (AGTierNebG) vom 19.08.2014 (GVBl. 2014, S. 191) am 
23.08.2014 in Liquidation. Ziel des AGTierNebG ist die Neuorganisation der Tierkör-
perbeseitigung in Rheinland-Pfalz gemäß den Forderungen des Beschlusses der 
Europäischen Kommission vom 25.04.2012 im staatlichen Beihilfeverfahren gegen 
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den Zweckverband Tierkörperbeseitigung. Der Zweckverband Tierkörperbeseitigung 
war bis zum 31.12.2015 alleiniger Anteilseigentümer der Gesellschaft für Tierkörper-
beseitigung (GfT) mbH und hatte neben der Aufgabe der Tierkörperbeseitigung auch 
die Sanierung und Verwaltung der Altstandorte inne.  
 
Im Rahmen der Neuorganisation der Tierkörperbeseitigung in Rheinland-Pfalz wurde 
der Zweckverband Tierische Nebenprodukte Südwest (ZVTN) gem. § 1 Absatz 2 
Satz 1 AGTierNebG zum 01.01.2015 gegründet. Die konstituierende Sitzung fand 
am 18.02.2015 statt. Verbandsmitglieder sind kraft Gesetz alle 24 Landkreise und 12 
kreisfreien Städte des Landes Rheinland-Pfalz. Durch Beschluss sind zudem auch 
die fünf saarländischen Landkreise sowie der Regionalverband Saarbrücken dem 
ZVTN beigetreten und seit dem 25.08.2016 Verbandsmitglieder. Vertreten wird der 
ZVTN durch den Verbandsvorsteher, Herrn Landrat Manfred Schnur (Landkreis 
Cochem-Zell) sowie durch seine beiden Stellvertreter Herrn Rolf Franzen (Bürger-
meister a. D. der Stadt Zweibrücken) und Herrn Landrat Udo Recktenwald (Land-
kreis St. Wendel). Die Geschäftsstelle wurde gemäß § 9 Absatz 2 KomZG bei der 
Kreisverwaltung Cochem-Zell eingerichtet.  
 
Nach § 1 Absätze 1 und 2 AGTierNebG nimmt der ZVTN die Aufgaben der Beseiti-
gungspflichtigen im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 des Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetzes (TierNebG) vom 25. Januar 2004 (BGBl. I S. 82) in der jeweils 
geltenden Fassung wahr. Diese umfassen die Abholung, Sammlung, Beförderung, 
Lagerung, Behandlung, Verarbeitung und Beseitigung der in deren Gebiet anfallen-
den tierischen Nebenprodukte, die nach dem Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetz abzuholen, zu sammeln, zu befördern, zu lagern, zu behandeln, 
zu verarbeiten oder zu beseitigen sind. Auch die Vorhaltung einer Seuchenreserve 
als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung stellt eine wichtige Aufgabe dar.  
Nach § 1 Absatz 2 Satz 1 2. Halbsatz AGTierNebG kann sich der ZVTN eines Drit-
ten bedienen und diesen beleihen. Von dieser Möglichkeit sollte Gebrauch gemacht 
werden, jedoch mussten die Gesellschaftsanteile an der GfT mbH zunächst ausge-
schrieben werden, um sie zu privatisieren und damit dem Markt anzubieten.  
 
Im Jahr 2015 konzentrierten sich die Aufgaben des ZVTN ausschließlich auf die 
Durchführung der Ausschreibung der Gesellschaftsanteile der GfT mbH. Diese wur-
den zunächst vom Zweckverband Tierkörperbeseitigung i. L. für einen Kaufpreis von 
1 € an den ZVTN zum 31.12.2015, 23:59 Uhr veräußert, der diese zum 31.12.2015, 
24:00 Uhr an die im Rahmen der Ausschreibung ermittelte SecAnim GmbH ebenfalls 
für 1 € verkaufte.  
 
Der ZVTN nimmt seit dem 01.01.2016 die Aufgabe der Tierkörperbeseitigung wahr 
und hat von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, diese Aufgabe auf einen privaten 
Dritten zu übertragen. Die ebenfalls seit dem 01.01.2016 privatisierte SecAnim Süd-
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west GmbH (bis 31.12.2016 GfT mbH) mit Sitz in Rivenich wurde vom ZVTN beauf-
tragt und durch das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau 
und Forsten beliehen. Der SecAnim Südwest GmbH stehen zur Durchführung der    
Beseitigung tierischer Nebenprodukte eine Tierkörperbeseitigungsanlage in Rivenich 
und eine Sammelstelle in Sembach zur Verfügung, die sich im Eigentum des Altlas-
tenzweckverbandes Tierische Nebenprodukte befinden. § 1 Absatz 4 Satz 1 AG-
TierNebG schreibt vor, dass das angefallene Material zwingend in dieser Anlage zu 
entsorgen ist. Demnach bedingen der Pachtvertrag und der Vertrag über die Beseiti-
gung tierischer Nebenprodukte (Betriebsführungsvertrag) einander. Da der Altlas-
tenzweckverband Tierische Nebenprodukte das Pachtverhältnis bereits um weitere 
fünf Jahre bis zum 31.12.2025 verlängert hat, verlängert sich auch die Vertragslauf-
zeit des Betriebsführungsvertrages automatisch im gleichen Umfang.  
 
Der ZVTN besitzt zum Zeitpunkt seiner Gründung am 01.01.2015 weder Anlage- 
noch Umlaufvermögen. Die für die Tierkörperbeseitigung genutzte Anlage in Rive-
nich und die Sammelstelle in Sembach befinden sich im Eigentum des Altlasten-
zweckverbandes Tierische Nebenprodukte und stehen in keinem Zusammenhang 
mit dem ZVTN. Grundsätzlich sind die dem ZVTN entstehenden Aufwendungen ins-
gesamt entgeltfähig und werden seit dem 01.01.2016 von der SecAnim Südwest 
GmbH in deren Entgelte eingepreist und dem ZVTN erstattet. Eine Umlageerhebung 
von den Verbandsmitgliedern ist nach § 10 Absatz 2 der Verbandsordnung grund-
sätzlich nicht vorgesehen.  
 
Zum Jahresende 2018 besteht lediglich Umlaufvermögen in Höhe von 59.051,64 €, 
das sich aus dem Kassenbestand in Höhe von 23.134,93 € sowie aus Forderungen 
in Höhe von 35.916,71 € zusammensetzt. In gleicher Höhe bestehen Verbindlichkei-
ten zum Jahresende 2018. Diese setzen sich zusammen aus einerseits Verbindlich-
keiten aus Lieferungen und Leistung in Höhe von 56.241,27 € und andererseits aus 
Verbindlichkeiten gegenüber dem sonstigen öffentlichen Bereich in Höhe von 
2.810,37 €.  
 
Der ZVTN wird auch in Zukunft voraussichtlich kein Vermögen zu bilanzieren haben. 
Die dem Zweckverband entstehenden Aufwendungen sind grundsätzlich entgeltfähig 
und werden von der SecAnim Südwest GmbH erstattet. 
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Tochterorganisationen brauchen aufgrund des Wahlrechts nach § 109 Absatz 6 
GemO nicht in den Gesamtabschluss einbezogen werden, wenn sie für die Vermitt-
lung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Gesamtver-
mögens-, Gesamtfinanz- und Gesamtertragslage von untergeordneter Bedeutung 
sind. Eine untergeordnete Bedeutung nach § 109 Absatz 6 GemO wird vermutet, 
wenn die Bilanzsumme der Tochterorganisation kleiner als 3 v. H. der Bilanzsumme 
der Mutter ist. Dies ist vorliegend gegeben. Da insoweit im Rahmen der Beteiligung 
des Landkreises Kaiserslautern beim Zweckverband Tierische Nebenprodukte Süd-
west kein maßgeblicher oder beherrschender Einfluss nach § 109 Absatz 5 GemO 
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vorliegt, wurde die Tochterorganisation nicht im Konsolidierungskreis der Gesamtbi-
lanz berücksichtigt. 
 

 
4.1.2. Altlastenzweckverband Tierische Nebenprodukte 

 
Gemäß § 6 Absatz 7 des Landesgesetzes zur Ausführung des Tierische Nebenpro-
dukte-Beseitigungsgesetzes (AGTierNebG) vom 19.08.2014 (GVBl. 2014, S. 191) 
bilden die 24 rheinland-pfälzischen Landkreise und 12 kreisfreien Städte einen Alt-
lastenzweckverband (AZV). Zum 01.01.2018 sind auch die saarländischen Beseiti-
gungspflichtigen (Landkreise Merzig-Wadern, Neunkirchen, Saarlouis, Saarpfalz, St. 
Wendel und der Regionalverband Saarbrücken) dem AZV beigetreten. Der Altlas-
tenzweckverband wurde zum 01.01.2015 gegründet. Gemäß § 1 Ziffer 1 der Ver-
bandsordnung des Altlastenzweckverbandes Tierische Nebenprodukte vom 
26.01.2015 ist u. a. auch der Landkreis Kaiserslautern Mitglied des Verbandes.   
 
Der Zweckverband ist zuständig für die Sanierung, Nachsorge und Verwertung des 
durch die Liquidation nach § 6 Absätze 5 und 6 AGTierNebG nicht verwerteten Ver-
mögens des aufgelösten Zweckverbandes Tierkörperbeseitigung in Rheinland-Pfalz, 
im Saarland, im Rheingau-Taunus-Kreis und im Landkreis Limburg-Weilburg sowie 
die Sanierung des ehemaligen Standortes der Tierkörperbeseitigungsanlage in 
Sohrschied. Für den Zeitraum des Liquidationsverfahrens des aufgelösten Zweck-
verbandes wurde ein neutraler Liquidator eingesetzt. Dieser hatte insbesondere die 
Aufgabe, das Vermögen des Zweckverbandes zu verwerten. Der Sanierungspflicht 
unterliegt neben dem Altstandort Sohrschied auch die ehemalige Tierkörperbeseiti-
gungsanstalt in Sprendlingen. Die Sanierung beider Anlagen wird durch die „Schir-
mer Umwelttechnik GmbH“ betreut. Durch den neutralen Liquidator wurden die Alt-
standorte Altenglan, Ochtendung und Sprendlingen zum 01.01.2016 auf den Altlas-
tenzweckverband übertragen. Der Standort Ochtendung konnte bereits im laufenden 
Jahr 2016 an einen privaten Käufer veräußert werden. Mit Ablauf des Liquidations-
verfahrens wurde darüber hinaus auch die ehemalige Tierkörperbeseitigungsanstalt 
Sandersmühle zum 23.09.2016 in das Eigentum des Altlastenzweckverbandes auf-
genommen. Unter den Begriff des nicht verwerteten Vermögens des aufgelösten 
Zweckverbandes fallen zudem auch sämtliche Verbindlichkeiten, wie insbesondere 
Kredite und Forderungen, die unter Rückgriff auf die ehemaligen Mitglieder des auf-
gelösten Zweckverbandes Tierkörperbeseitigung von diesen zu tragen sind.  
Die noch aktive Tierkörperbeseitigungsanlage in Rivenich sowie die Sammelstelle in 
Sembach sind zunächst gemäß § 6 Absatz 2 Satz 1 AGTierNebG auf die rheinland-
pfälzischen Landkreise und kreisfreien Städte als Gesamthandeigentum übergegan-
gen (vgl. insoweit § 1 Absatz 3 Satz 4 AGTierNebG). Seit dem 01.01.2016 verpach-
tet die Gesamthandeigentümergemeinschaft die Anlage in Rivenich und die Sam-
melstelle in Sembach an die nunmehr privatisierte SecAnim Südwest GmbH (vor-
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mals Gesellschaft für Tierkörperbeseitigung (GfT) mbH). Die Gesamthandeigentü-
mergemeinschaft wurde bereits im Jahr 2016 vom Altlastenzweckverband Tierische 
Nebenprodukte vertreten. Zum 01.01.2017 wurde die Gesamthandeigentümerge-
meinschaft nunmehr aufgelöst und das Eigentum an der Anlage in Rivenich und der 
Sammelstelle in Sembach ist auf den Altlastenzweckverband übergegangen. Im 
Haushalt des Landkreises Kaiserslautern werden die Ansätze für die Verpachtung 
der Tierkörperbeseitigungsanlage an die SecAnim Südwest GmbH eingestellt.  
 
Organe des Altlastenzweckverbandes sind die Verbandsversammlung, der Ver-
bandsvorsteher und der Verbandsausschuss. Jedes Mitglied hat in der Verbands-
versammlung eine Stimme. Die Verbandsversammlung wählt einen Verbandsvor-
steher und zwei stellvertretende Verbandsvorsteher. Zur Bestreitung der Ausgaben 
nach § 2 Absatz 1 der Verbandsordnung wird von den Mitgliedern eine Umlage er-
hoben. Die Umlage wird für jedes Wirtschaftsjahr im Voraus durch Satzung festge-
setzt (vgl. § 10 der Verbandsordnung) und bezifferte sich gemäß § 5 der Haushalts-
satzung für das Jahr 2018 auf insgesamt 303.200 €. Der Anteil des Landkreises Kai-
serslautern hieran betrug 8.379,59 €, was einem Anteil in Höhe von 2,48919% ent-
spricht. Der Anteil des Landkreises Kaiserslautern an den Kosten des aufgelösten 
Zweckverbandes Tierkörperbeseitigung bezifferte sich 2018 auf 35.050,40 €, was 
einem Anteil von 2,33187% an den Gesamtkosten dieses Jahres in Höhe von 
1.503.100,00 € entspricht (vgl. hierzu auch § 6 Absatz 6 Satz 3 AGTierNebG).  
 
Gemäß schriftlicher Auskünfte vom 22.03.2021 und 31.03.2021 der Geschäftsstelle 
„Zweckverbände Tierische Nebenprodukte“, angesiedelt bei der Kreisverwaltung 
Cochem-Zell, liegt der Jahresabschluss 2018 des Altlastenzweckverbandes noch 
nicht vor. Die Liquidationsschlussbilanz des ehemaligen Zweckverbandes Tierkör-
perbeseitigung liegt seit Ende 2016 nur im Entwurf vor. Dieser muss allerdings noch 
geprüft und festgestellt werden. Auch für das Haushaltsjahr 2017 konnte noch kein 
geprüfter Jahresabschluss vorgelegt werden.  
 
Gemäß § 7 Absatz 1 Nr. 8 KomZG i.V.m. § 108 GemO hat der Altlastenzweckver-
band für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustel-
len, in dem das Ergebnis der Haushaltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzuwei-
sen ist. Der Jahresabschluss ist gem. § 108 Absatz 4 GemO innerhalb von sechs 
Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufzustellen. Die Verbandsversammlung             
beschließt über die Feststellung des geprüften Jahresabschlusses bis spätestens 
31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres (§ 114 Absatz 1 Satz 1 
GemO). Sie  entscheidet in einem gesonderten Beschluss über die Entlastung des 
Verbandsvorstehers und der stellvertretenden Verbandsvorsteher, soweit diese eine 
Vertretung wahrgenommen haben.  
 



Schlussbericht über die Prüfung des Gesamtabschlusses des Landkreises Kaiserslautern zum 31.12.2018 

 

 
Seite 53 

 

 Die verspäteten Jahresabschlüsse für die Haushaltsjahre 2016, 2017 und 2018 sind 
anzumahnen.  

 
Der Jahresabschluss ist ein zentraler Bestandteil der Haushaltswirtschaft und wich-
tigste Grundlage der demokratischen Kontrolle durch die Verbandsversammlung und 
für die Entlastung des Verbandsvorstehers. Ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Zweck-
verbandes unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung kann 
nur über den Jahresabschluss vermittelt werden. Der Jahresabschluss ist auch aus 
diesem Grund zeitnah der Verbandsversammlung zur Prüfung vorzulegen. 
 
Da gemäß der VV Nr. 5 zu § 54 GemHVO im Rahmen der Beteiligung des Landkrei-
ses Kaiserslautern am Altlastenzweckverband Tierische Nebenprodukte kein         
beherrschender oder maßgeblicher Einfluss vorliegt und der Landkreis aufgrund ge-
setzlicher Bestimmungen (§ 6 Absatz 7 AGTierNebG) Mitglied bei diesem Zweck-
verband ist, wurde diese Tochterorganisation nicht im Konsolidierungskreis der Ge-
samtbilanz berücksichtigt. 
   

 
4.2. Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Neckar 

 
Der Landkreis Kaiserslautern zahlte im Kalenderjahr 2018 eine Verbandsumlage 
(Verbundbeitrag und Verwaltungskostenbeitrag) in Höhe von 403.486 € (Vorjahr: 
393.770,00 €) an den Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Neckar -ZRN- (KöR). 
Gemessen an der nach dem Wirtschaftsplan von allen Verbandsmitgliedern zu zah-
lenden Umlage in Höhe von 11.582.047 € entspricht dies einer Beteiligung in Höhe 
von 3,48%. Zusätzlich beschloss die Verbandsversammlung in ihrer Sitzung am 
14.12.2017 im Wirtschaftsplan 2018 auch die Sonderumlage 1, welche u. a. integra-
tionsbedingte Lasten beinhaltet, in Höhe von 286.619 €. Der Anteil des Landkreises 
Kaiserslautern hieran bezifferte sich auf 62.701,92 € (21,88%). Der ZRN mit Sitz in 
Mannheim ist ein von drei Bundesländern und 24 kommunalen Gebietskörperschaf-
ten gebildeter Zweckverband im Sinne des Gesetzes über kommunale Zusammen-
arbeit (GKZ) für Baden-Württemberg. Das Verbundgebiet mit einer Fläche von 9.967 
qkm erstreckt sich über Teilbereiche der drei Bundesländer Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und Hessen mit den Oberzentren Mannheim, Ludwigshafen, Hei-
delberg und Kaiserslautern. Organe des ZRN sind die Verbandsversammlung und 
der Verbandsvorsitzende. Der Verbandsvorsitzende ist Vorsitzender der Verbands-
versammlung und Leiter der Verbandsverwaltung und vertritt den Zweckverband. In 
der 107. Verbandsversammlung am 19.06.2018 wurde Herr Christian Specht (Erster 
Bürgermeister der Stadt Mannheim) zum Verbandsvorsitzenden für die Amtsperiode 
ab 01.11.2018 wiedergewählt. Die Amtszeit des Verbandsvorsitzenden und seiner 
vier Stellvertreter beträgt nach § 12 der Satzung zwei Jahre. Zur Wahrnehmung der 
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Aufgaben der Verbandsverwaltung bedient sich der Zweckverband der Verkehrsver-
bund Rhein-Neckar GmbH (VRN GmbH), deren Alleingesellschafter er ist. Die VRN 
GmbH erhält dafür ein Entgelt, das durch Vereinbarung zwischen dem ZRN und der 
VRN GmbH den allgemeinen Preisänderungen angepasst werden kann. Im Ge-
schäftsjahr 2018 wurde ein Entgelt von 50.679,16 € incl. Mehrwertsteuer berechnet. 
Die VRN GmbH ist Geschäftsstelle des Alleingesellschafters ZRN und erarbeitet für 
den Zweckverband verkehrspolitische Leitlinien und Grundlagen für die konzeptio-
nelle Verkehrsplanung. Der VRN sorgt mit den Verbund- und Mobilitätspartnern in 
den 24 Kreisen und kreisfreien Städten für Mobilität der über drei Millionen dort le-
benden Menschen. Als Vertreter des Landkreises Kaiserslautern gehörte Frau 1. 
Kreisbeigeordnete Gudrun Heß-Schmidt der Verbandsversammlung im Berichtsjahr 
2018 an (ab 12.12.2018 als stellvertretende Vorsitzende). 
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(Quelle: Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 des Zweckverbandes Ver-

kehrsverbund Rhein-Neckar -ZRN-, erstellt vom Rechnungsprüfungsamt der Stadt Mannheim) 

 
Da der Landkreis Kaiserslautern im Rahmen der Beteiligung weder einen beherr-
schenden Einfluss (vgl. insoweit VV Nr. 3 zu § 109 GemO), noch einen maßgebli-
chen Einfluss ausübt (vgl. insoweit VV Nr. 4 zu § 109 GemO), erfolgt auch keine 
Konsolidierung im Rahmen des Gesamtabschlusses (vgl. VV Nr. 2.1 Satz 4 zu § 54 
GemHVO). Insoweit ist auch die Vorschrift des § 109 Absatz 6 Satz 4 GemO, wo-
nach Tochterorganisationen mit einer Bilanzsumme von über 1  Mio. Euro immer in 
den Gesamtabschluss einzubeziehen sind (Bestimmung des Konsolidierungskrei-
ses), nicht einschlägig. 
 
 

5. Zweckverband Kreissparkasse Kaiserslautern 
 

Der Landkreis Kaiserslautern und die Stadt Landstuhl bilden einen Sparkassen-
zweckverband. Der Verband trägt den Namen „Zweckverband Kreissparkasse Kai-
serslautern“. Er hat seinen Sitz in Kaiserslautern. Das Verbandsgebiet umfasst den 
Landkreis Kaiserslautern. Geschäftsgebiet und Ausleihbezirk der Kreissparkasse 
Kaiserslautern ergeben sich aus dem Sparkassengesetz und der Sparkassensat-
zung. Der Verband ist Träger der Kreissparkasse Kaiserslautern. Der Zweckverband 
haftet gemäß § 2 der Satzung der Kreissparkasse Kaiserslautern. Am 04. Dezember 
2017 hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes der Kreissparkasse     
Kaiserslautern Herrn Landrat Ralf Leßmeister zum neuen Verbandsvorsteher       
gewählt. Damit ist er auch gleichzeitig Vorsitzender des Verwaltungsrates.   
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Untereinander haften die Zweckverbandsmitglieder für die Verbindlichkeiten des 
Verbandes wie folgt: 

 
Landkreis Kaiserslautern zu 94,49% 
Stadt Landstuhl   zu   5,51%. 
 
Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung und der Verbandsvorsteher.  
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Gemäß § 109 Absatz 4 Ziffer 2 GemO sind Jahresabschlüsse von Sparkassen, an 
denen die Gemeinde beteiligt ist, nicht mit dem Jahresabschluss der Gemeinde nach 
§ 108 GemO zusammenzufassen. Hier erfolgt keine Konsolidierung. 
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6. Zusammenfassung der Jahresergebnisse der assoziierten Tochterorganisatio-
nen 

 
Aufgrund der Kapital-, Schulden-, Aufwands- und Ertragskonsolidierung ergeben 
sich folgende Auswirkungen für den Gesamtabschluss: 

 

 
(Quelle: FB. 1.3 Gesamtabschluss Stand 23.07.2020) 
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Gesamtübersicht der Konsolidierungen in der Bilanz: 
 

 
(Quelle: FB. 1.3 Gesamtabschluss Stand 23.07.2020) 
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Gesamtübersicht der Konsolidierungen in der Ergebnisrechnung: 
 

 
(Quelle: FB. 1.3 Gesamtabschluss Stand 23.07.2020) 
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7. Beteiligungsbericht und Gesamtabschluss 
 
Da der Beteiligungsbericht bisher immer eher kurz gehalten war, möchten wir im 
Hinblick auf die Aussagekraft des Gesamtabschlusses erneut anregen, die Angaben 
zu den einzelnen Beteiligungen auszuweiten. Insoweit kann eine Abstimmung mit 
dem Beteiligungsbericht der Stadt für die Beteiligungen ZAK, PGA und WFK emp-
fohlen werden. Die entsprechenden Fortschreibungen würden auch die entspre-
chenden Angaben im Gesamtrechenschaftsbericht erleichtern. 
 
Zu Prüfungszwecken bitten wir erneut, in Zukunft jeweils ein Exemplar des jeweili-
gen Wirtschaftsplanes und des geprüften Jahresabschlusses sowie den fortge-
schriebenen Beteiligungsbericht mit dem zu prüfenden Gesamtabschluss vorzule-
gen; es wäre gut, wenn künftig immer zwei Exemplare im Hause wären, gerne auch 
in digitaler Form. Dies erleichtert die Abläufe bei der Prüfung des Gesamtabschlus-
ses durch das Rechnungsprüfungsamt und den Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
 

8. Dienstanweisung / Allgemeines 
 
Ergänzende Regelungen wie die Dienstordnung, Dienstanweisungen, Dienstverein-
barungen und Richtlinien dienen der Präzisierung rechtlichen Handelns und der    
Stetigkeit des Verwaltungshandelns. 
 
Für den Gesamtabschluss größerer Kommunen sind interne Gesamtabschlussricht-
linien unumgänglich. Auch für das hier gewählte überschaubare Verfahren zur       
Erstellung des Gesamtabschlusses erscheint eine Dienstanweisung durchaus für 
angebracht und wird empfohlen, insbesondere um ein gleichbleibendes Verfahren 
und den erforderlichen Standard auch bei wechselnden Verantwortlichen zu gewähr-
leisten und unterschiedlichen zusammenwirkenden Sachbearbeitern klare Hand-
lungsanweisungen an die Hand zu geben. 
 
Zur Verstetigung des Verfahrens und zur Erleichterung der Aufstellung und Prüfung 
des Gesamtabschlusses wurde ein entsprechendes Programmmodul angeschafft, 
so dass es nun vergleichsweise einfach sein dürfte, entsprechend der Empfehlung 
eine entsprechende Handlungsanweisung festzuhalten. 
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9. Zusammenfassung des Prüfungsergebnisses 
 
Der Gesamtabschluss 2018 und die zugehörigen Anlagen wurden aufgrund von § 57 
LKO i.V.m. §§ 112 und 113 GemO örtlich geprüft. Die Prüfung erfolgte insbesondere 
dahingehend, ob  
 

• der Abschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Landkreises unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung für Gemeinden vermittelt, 

 
• die gesetzlichen Vorschriften sowie die ergänzenden Satzungen und sonsti-

gen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind, 
 

• der Rechenschaftsbericht/Gesamtrechenschaftsbericht mit dem Jahresab-
schluss beziehungsweise dem Gesamtabschluss und den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, 

 
• die sonstigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage wecken und  
 

• die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt 
sind. 

 
Der Gesamtabschluss 2018 wurde ordnungsgemäß und nach den geltenden Vor-
schriften erstellt. 
 
Die Prüfung hat zu Empfehlungen bezüglich der Beteiligungen, zu den organisatori-
schen Abläufen zur Erstellung und zu den zu Prüfungszwecken vorzuhaltenden In-
formationen und ergänzenden Unterlagen geführt. 
Die Prüfung hat im Übrigen zu keinen Feststellungen geführt. 
 
Nach den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen entspricht der Gesamtab-
schluss nebst Gesamtanhang im Wesentlichen den gesetzlichen Vorschriften, den 
ergänzenden Bestimmungen der Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestim-
mungen und vermittelt  unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Schulden-, Ertrags- und Finanzlage. 
Der Gesamtrechenschaftsbericht steht in Einklang mit dem Gesamtabschluss nebst 
Gesamtanhang, vermittelt ein zutreffendes Bild von der Vermögens-, Schulden-, Er-
trags- und Finanzlage und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar. 
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Abschließend kann Folgendes festgestellt werden: 
Der Gesamtabschluss 2018 vermittelt ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Landkreises Kaiserslau-
tern (§ 113 GemO) und ist ordnungsgemäß erstellt. 
 
 
Kaiserslautern, den 13.01.2022 
 
Kreisverwaltung 
Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt 
Im Auftrag: 
 
 
gez. 
 
(Priebe) 
Kreisverwaltungsrätin 
Leiterin des Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamtes 
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